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A) SATZUNGEN, VERORDNUNGEN  UND 
BEKANNTMACHUNGEN 
DER  REGION  HANNOVER  UND  DER  
LANDESHAUPTSTADT  HANNOVER

Region Hannover

Bekanntgabe des Ergebnisses der Vorprüfung gem.
§ 3 des Nds. Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (NUVPG) 

Es wurde die Genehmigung zur befristeten Umwandlung
eines rd. 12 ha großen Waldbestandes in ein Tiergehege
auf dem Flurstück 27/3, 27/6, 27/19, 28, 29/1, 37, 40, Flur
13, Gemarkung Fuhrberg, gem. § 8 NWaldLG erteilt.
Für das Vorhaben ist eine Vorprüfung gem. § 3 Abs. 1
NUVPG i.V.m. lfd. Nr. 23b der Liste der UVP-pflichtigen
Vorhaben erfolgt.
Die Vorprüfung hat ergeben, dass erhebliche nachteilige
Umweltauswirkungen nicht zu erwarten sind. Ein Verfah-
ren zur strategischen Umweltprüfung wird daher gem. § 9
Abs. 3 NUVPG nicht durchgeführt.

Az.: 36.05 672 1603/3.155

Hannover, den 29.10.2007

REGION HANNOVER
Der Regionspräsident

Im Auftrag
Thomaschewsky

Landeshauptstadt Hannover

– – –

B) SATZUNGEN UND BEKANNTMACHUNGEN
DER STÄDTE UND GEMEINDEN

1. Stadt  GEHRDEN

8. Änderung Bebauungsplan Nr. 3 Stadt Gehrden
– Ortschaft Everloh –
Gebiet: Grundstück Am Sonnenhang 2, Flurstück
87/2 und 87/6, beide Flur 2, Gemarkung Everloh
Bekanntmachung gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB)

Der Rat der Stadt Gehrden hat in seiner Sitzung am
10.10.2007 die o.g. Bebauungsplanänderung gem. § 10
Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit den §§ 6 und
40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) – in
der jeweils gültigen Fassung – als Satzung beschlossen.
Die 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 Stadt Gehr-
den – Ortschaft Everloh – wurde im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13 a BauGB aufgestellt.
Die 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 Stadt Gehr-
den – Ortschaft Everloh - wird einschl. der Begründung
im Bauamt der Stadt Gehrden, Kirchstr. 1 – 3, 30989
Gehrden, während der Dienstzeiten zu jedermanns Ein-
sicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen
Auskunft gegeben.
Auf die Möglichkeit, die Verletzung der in § 214 Abs. 1
BauGB aufgeführten Verfahrens- und Formvorschriften
sowie Mängel der Abwägung beim Zustandekommen der
Bebauungsplanänderung geltend zu machen, wird hinge-
wiesen.
Unbeachtlich für die Rechtswirksamkeit des Bauleitplans
sind dabei gemäß § 215 BauGB
1. die Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beacht-

liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis
des Bebauungsplanes und des Flächennutzungspla-
nes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung gegenüber der Stadt Gehrden geltend gemacht
worden sind.
Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren
nach § 13 a BauGB aufgestellt worden sind, gilt § 215 Abs.
1 Satz 1 BauGB entsprechend, wenn Fehler nach § 214
Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründet, ist darzu-
legen.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von Vermögens-
nachteilen, die durch die Aufstellung der Bebauungsplan-
änderung eingetreten sind sowie über die Fälligkeit und
das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche
wird hingewiesen.
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 8. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 3 Stadt Gehrden – Ortschaft Everloh –,
einschl. der Begründung in Kraft.

Gehrden, den 25.10.2007

STADT GEHRDEN
Der Bürgermeister

In Vertretung
Kemnitz

Erste Stadträtin



– 383 –

Gemeinsames Amtsblatt für die Region Hannover und die Landeshauptstadt Hannover Nr. 43/2007

2. Stadt  LAATZEN

3. Satzung zur Änderung der Satzung über die Er-
hebung der Abgaben für die Abwasserbeseitigung
der Stadt Laatzen (Abwasserbeseitigungsabgaben-
satzung)

Aufgrund der §§ 6, 40 und 83 der Niedersächsischen Ge-
meindeordnung (NGO) i.d.F. vom 28.10.2006 (Nds.
GVBl. S. 473) zuletzt geändert durch Gesetz vom 07. 12.
2006 (Nds. GVBl. S. 575), der §§ 5, 6 und 8 des Nieder-
sächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom
23.01.2007 (Nds.GVBl. S. 41) und des § 6 Abs. 1 des
Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum Abwasser-
abgabengesetz i. d. F. vom 24.03.1989 (Nds.GVBl. S. 183)
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. 11. 2001 (Nds.
GVBl. S. 701) hat der Rat der Stadt Laatzen in seiner
Sitzung am 18.10.2007 folgende Satzung beschlossen.

Artikel 1

Die Satzung über die Erhebung der Abgaben für die Ab-
wasserbeseitigung der Stadt Laatzen (Abwasserbeseiti-
gungsabgabensatzung) vom 20.06.1996 wird wie folgt ge-
ändert:

§ 6
Beitragssatz 

a) Die Beitragssätze für die Herstellung der zentralen
öffentlichen Abwasseranlagen betragen bei der
a) Schmutzwasserbeseitigung 3,13 €/m3 Nutzungs-

fläche
b) Niederschlagswasserbeseitigung 7,10 €/m3 bebau-

barer Fläche  
b) Die Beitragssätze für die Anschaffung, Erweiterung,

Verbesserung und Erneuerung der zentralen Abwas-
seranlagen werden im Einzelfall unter Angabe des
Abgabetatbestandes in einer besonderen Satzung
festgelegt.

Artikel 2

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2008 in Kraft.

Laatzen, 29.10.2007

STADT LAATZEN
Thomas Prinz
Bürgermeister

C) SONSTIGE  BEKANNTMACHUNGEN

Kirchenkreisamt Burgdorfer Land

5. Änderung der Friedhofsgebührenordnung für
die Friedhöfe der Ev.-luth. Kirchengemeinde Hä-
nigsen-Obershagen vom 8. Juli 1986

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung
kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom
13. November 1973 (KABl. 1974 S. 1) und § 25 der Fried-
hofsordnung für die Friedhöfe der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde  Hänigsen-Obershagen in Hänigsen, Obershagen
und Altmerdingsen hat der Kirchenvorstand am 10. 09.
2007 folgende 5. Änderung der Friedhofsgebührenord-
nung beschlossen:

§ 1 
Änderung

Nach § 5 „Gebührentarif“ Absatz II wird folgender Ab-
satz III eingefügt:

III. a) Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle,
bei anschließender Beisetzung auf
einem auswärtigen Friedhof:
je Trauerfeier: 80,00 €

§ 2
Schlussvorschriften

Diese 5. Änderung der Friedhofsgebührenordnung tritt
am Tage nach der Genehmigung und nach der öffent-
lichen Bekanntmachung in Kraft. Die übrigen Bestim-
mungen der Friedhofsgebührenordnung bleiben beste-
hen.

Hänigsen, den 21. Oktober 2007

DER KIRCHENVORSTAND:
Brandes Dohrmann
Vorsitzende L. S. Kirchenvorsteherin

Die vorstehende 5. Änderung Friedhofsgebührenordnung
wird hiermit gem. § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5, Abs. 2 und
Abs. 5 der Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich
genehmigt.

Burgwedel, den 29. Oktober 2007

Ev.-luth. Kirchenkreis Burgdorf
Der Kirchenkreisvorstand:

Im Auftrage
L. S. Veth

Bevollmächtigter des Kirchenkreisvorstandes
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